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den Betrieben beizutragen, indem sie Streitfälle untersuchen, 
entscheiden und auswerten. In ihrer gesamten Tätigkeit haben 
sie darauf hinzuwirken, das sozialistische Arbeitsrecht durch­
zusetzen, die gesetzlich garantierten Rechte der Werktätigen 
zu sichern, das Rechtsbewußtsein der Werktätigen zu erhö­
hen und dem Entstehen von Streitfällen, Rechtsverletzungen 
und Verstößen gegen die sozialistische Arbeitsmoral vorzu­
beugen.

(3) Die Untersuchung, Entscheidung und Auswertung von 
Arbeitsstreitfällen erfolgt unter Mitwirkung der Werktätigen 
und ihrer Gewerkschaften. Sozialversicherungsstreitfälle wer­
den unmittelbar durch gewerkschaftliche Organe entschieden.

(4) Die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und 
Sozialversicherungsstreitfällen haben die Beteiligten über ihre 
Rechte und Pflichten zu beraten und bei der Wahrnehmung 
ihrer Rechte zu unterstützen. Die Beteiligten an Streitfällen 
haben das Recht und die Pflicht, am Verfahren teilzunehmen 
und an der Feststellung des Sachverhalts aktiv mitzuwirken. 
Sie haben Anspruch darauf, von dem für die Entscheidung zu­
ständigen Organ gehört zu werden. Alle Entscheidungen sind 
in der gesetzlich vorgeschriebenen Frist zu treffen und mit 
einem Hinweis äuf bestehende Einspruchsmöglichkeiten zu 
versehen.

(5) Die Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen und 
Sozialversicherungsstreitfällen haben Beteiligte an Streitfäl­
len, die unverschuldet eine Frist zur Einlegung eines Ein­
spruchs versäumen, auf Antrag von den nachteiligen Folgen 
der Fristversäumnis zu befreien. Ein verspäteter Einspruch 
eines Werktätigen kann auch dann als rechtzeitig eingelegt 
behandelt werden, wenn dafür schwerwiegende Gründe vor­
liegen und dies im Interesse des Werktätigen dringend gebo­
ten ist.

Organe zur Entscheidung von Arbeitsstreitfällen

§ 297

Arbeitsstreitfälle werden auf der Grundlage eines Antrages, 
eines Einspruchs oder einer Klage in einem rechtlich geregel­
ten Verfahren durch

a) die Konfliktkommissionen,

b) die Kreisgerichte,

c) die Bezirksgerichte und

d) das Oberste Gericht

entschieden. Dazu bestehen bei den Kreisgerichten Kammern 
und bei den Bezirksgerichten sowie beim Obersten Gericht 
Senate für Arbeitsrecht.

§298

(1) Die Wahl, Zuständigkeit und Arbeitsweise der Konflikt­
kommissionen werden durch Rechtsvorschriften geregelt.

(2) Der Werktätige bzw. der Betrieb, kann gegen einen Be­
schluß der Konfliktkommission in Arbeitsstreitfällen innerhalb 
von 2 Wochen nach Zugang Einspruch beim Kreisgericht ein- 
legen.

(3) Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts oder des Be­
zirksgerichts, wenn dieses als Gericht 1. Instanz entschieden 
hat, kann der Werktätige bzw. der Betrieb innerhalb von 
2 Wochen nach Zustellung der Entscheidung Berufung ein- 
legen.

(4) Die Tätigkeit der staatlichen Gerichte in Arbeitsrechts­
sachen wird durch Rechtsvorschriften geregelt.

Rechte der Gewerkschaften

§299

(1) Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund hat das Recht, 
dem Minister der Justiz die Vorschläge für die Wahl der Rich­
ter der Kammern und Senate für Arbeitsrecht der Kreis- und 
Bezirksgerichte zu unterbreiten.

(2) Die Schöffen der Kammern für Arbeitsrecht der Kreis­
gerichte werden in öffentlichen Versammlungen in den Be­
trieben durch die wahlberechtigten Werktätigen auf Vorschlag 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes gewählt. Die 
Schöffen der Senate für Arbeitsrecht der Bezirksgerichte wer­
den auf Vorschlag des Freien Deutschen Gewerkschaftsbun­
des durch die Bezirkstage gewählt. Die Schöffen des Senats 
für Arbeitsrecht des Obersten Gerichts werden auf Vorschlag 
des Staatsrates durch die Volkskammer gewählt. Sie werden 
vom Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschafts­
bundes dem Staatsrat vorgeschlagen.

§300
(1) Die zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 

haben das Recht, an der Durchführung und Auswertung von 
Beratungen der Konfliktkommissionen mitzuwirken und ihren 
Standpunkt zur Rechtsverletzung bzw. zum Rechtsstreit dar­
zulegen.

(2) Die zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
können vom Betriebsleiter bzw. von leitenden Mitarbeitern 
die Auswertung von Konfliktkommissionsberatungen und Ge­
richtsverfahren im Betrieb bzw. in Bereichen des Betriebes 
fordern.

§ 301 ,
(1) Die Vorstände und Leitungen der Gewerkschaften haben 

das Recht, zur Wahrung der Rechte der Werktätigen in ar­
beitsrechtlichen Verfahren vor den Gerichten Prozeßvertretun­
gen zu übernehmen.

(2) Die Vorstände und Leitungen der Gewerkschaften haben 
das Recht, in Arbeitsrechtssachen mitzuwirken, insbesondere 
Stellung zu nehmen, Empfehlungen zur Sachaufklärung zu 
geben und Beweisanträge zu stellen. Sie haben das Recht, 
eine Gerichtskritik sowie eine besondere Verfahrensauswer­
tung durch das Gericht zu beantragen.

(3) Die Gerichte berichten den Vorständen des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes ihres Territoriums über Erfah­
rungen aus ihrer Tätigkeit und über die gewerkschaftliche Mit­
wirkung in Arbeitsrechtssachen sowie über die Anwendung 
des sozialistischen Arbeitsrechts in den Betrieben. Die Vor­
stände des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes haben das 
Recht, diese Berichterstattung in regelmäßigen Abständen zu 
verlangen.

Organe zur Entscheidung von Streitfällen 
auf dem Gebiet der Sozialversicherung 

der Arbeiter und Angestellten

§302

Streitfälle auf dem Gebiet der Sozialversicherung der Ar­
beiter und Angestellten sowie Streitfälle über die Anerken­
nung eines Unfalls als Arbeitsunfall bzw. einer Krankheit 
als Berufskrankheit werden in einem rechtlich geregelten Ver­
fahren auf der Grundlage eines Einspruchs oder eines Antra­
ges entschieden durch

a) Kreisbeschwerdekommissionen für Sozialversicherung 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes,


